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(Nr. 2174.) Geſetz zum Schutz der Waarenbezeichnungen. Vom 12. Mai 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Sl 
Wer in feinem Gefchäftsbetriebe zur Unterſcheidung feiner Waaren von 


den Waaren Anderer eines Waarenzeichens ſich bedienen will, kann dieſes Zeichen 
zur Eintragung in die Zeichenrolle anmelden. 


$. 2. 

Die Zeichenrolle wird bei dem Patentamt geführt. Die Anmeldung eines 
Waarenzeichens hat ſchriftlich bei dem Patentamt zu erfolgen. Jeder Anmeldung 
muß die Bezeichnung des Geſchäftsbetriebes, in welchem das Zeichen verwendet 
werden ſoll, ein Verzeichniß der Waaren, für welche es beſtimmt iſt, ſowie eine 
deutliche Darſtellung und ſoweit erforderlich eine Beſchreibung des Zeichens bei- 
gefügt ſein. N 

Das Patentamt erläßt Beſtimmungen über die fonftigen Erforderniſſe 
der Anmeldung. ö ö 

Für jedes Zeichen iſt bei der Anmeldung eine Gebühr von dreißig Mark, 
bei jeder Erneuerung der Anmeldung eine Gebühr von zehn Mark zu entrichten. 
Führt die erſte Anmeldung nicht zur Eintragung, ſo werden von der Gebühr 
zwanzig Mark erſtattet. 

F. 3. 

Die Zeichenrolle ſoll enthalten: 

1. den Zeitpunkt des Eingangs der Anmeldung; 

2. die nach §. 2 Abſatz 1 der Anmeldung beizufügenden Angaben; 
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3. Namen und Wohnort des Zeicheninhabers und, feines etwaigen Ver⸗ 
treters, ſowie Aenderungen in der Perſon, im Namen oder im Wohn— 
orte des Inhabers oder des Vertreters 

4. den Zeitpunkt einer Erneuerung der Anmeldung; 

5. den Zeitpunkt der Löſchung des Zeichens. 

Die Einſicht der Zeichenrolle ſteht jedermann frei. 

Jede Eintragung und jede Löſchung wird amtlich bekannt gemacht. Das 

Patentamt veröffentlicht in regelmäßiger Wiederholung Ueberfichten über die in 
der Zwiſchenzeit eingetragenen und gelöſchten Zeichen. 


$. 4. 

Die Eintragung in die Rolle iſt zu verſagen für Freizeichen, ſowie für 
Waarenzeichen, 

1. welche ausſchließlich in Zahlen, Buchſtaben oder ſolchen Wörtern beſtehen, 
die Angaben über Art, Zeit und Ort der Herſtellung, über die Be⸗ 
ſchaffenheit, über die Beſtimmung, über Preis-, Mengen- oder Gewichts⸗ 
verhältniſſe der Waare enthalten; N 

2. welche in⸗ oder ausländiſche Staatswappen oder Wappen eines in⸗ 
ländiſchen Ortes, eines inländiſchen Gemeinde⸗ oder weiteren Kommunal- 
verbandes enthalten; 

3. welche Aergerniß erregende Darſtellungen oder ſolche Angaben ent⸗ 
halten, die erſichtlich den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſprechen 
und die Gefahr einer Täuſchung begründen. 

Zeichen, welche gelöſcht ſind, dürfen für die Waaren, für welche ſie ein» 
getragen waren, oder für gleichartige Waaren zu Gunſten eines anderen, als 
des letzten Inhabers erſt nach Ablauf von zwei Jahren ſeit dem Tage der 
Löſchung von Neuem eingetragen werden. 


Sr Ds 

Erachtet das Patentamt, daß ein zur Anmeldung gebrachtes Waarenzeichen 
mit einem anderen, für dieſelben oder für gleichartige Waaren auf Grund des 
Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 1874 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 143) 
oder auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes früher angemeldeten Zeichen über⸗ 
einſtimmt, ſo macht es dem Inhaber dieſes Zeichens hiervon Mittheilung. Erhebt 
derſelbe nicht innerhalb eines Monats nach der Zuſtellung Widerſpruch gegen 
die Eintragung des neu angemeldeten Zeichens, ſo iſt das Zeichen einzutragen. 
Im anderen Falle entſcheidet das Patentamt durch Beſchluß, ob die Zeichen 
übereinſtimmen. 

Aus dem Unterbleiben der im erſten Abſatz vorgeſehenen Mittheilung 
erwächſt ein Erſatzanſpruch nicht. 
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F. 6. 

Wird durch den Beſchluß (§. 5 Abſatz 1) die Uebereinſtimmung der Zeichen 
verneint, ſo iſt das neuangemeldete Zeichen einzutragen. 

Wird durch den Beſchluß die Uebereinſtimmung der Zeichen feſtgeſtellt, ſo 
iſt die Eintragung zu verſagen. Sofern der Anmelder geltend machen will, 
daß ihm ungeachtet der durch die Entſcheidung des Patentamts feſtgeſtellten 
Uebereinſtimmung ein Anſpruch auf die Eintragung zuſtehe, hat er dieſen Anſpruch 
im Wege der Klage gegenüber dem Widerſprechenden zur Anerkennung zu bringen. 
Die Eintragung auf Grund einer zu ſeinen Gunſten ergehenden Entſcheidung 
wird unter dem Zeitpunkte der urſprünglichen Anmeldung bewirkt. 


H. K. 

Das durch die Anmeldung oder Eintragung eines Waarenzeichens be⸗ 
gründete Recht geht auf die Erben über und kann durch Vertrag oder durch Ver⸗ 
fügung von Todeswegen auf Andere übertragen werden. Das Recht kann jedoch 
nur mit dem Geſchäftsbetriebe, zu welchem das Waarenzeichen gehört, auf einen 
Anderen übergehen. Der Uebergang wird auf Antrag des Rechtsnachfolgers in 
der Zeichenrolle vermerkt, ſofern die Einwilligung des Berechtigten in beweiſender 
Form beigebracht wird. Iſt der Berechtigte verſtorben, ſo iſt der Nachweis der 
Rechtsnachfolge zu führen. 

Solange der Uebergang in der Zeichenrolle nicht vermerkt iſt, kann der 
Rechtsnachfolger ſein Recht aus der Eintragung des Waarenzeichens nicht 
geltend machen. 

Verfügungen und Beſchlüſſe des Patentamts, welche einer Zuſtellung an 
den Inhaber des Zeichens bedürfen, ſind ſtets an den eingetragenen Inhaber zu 
richten. Ergiebt ſich, daß derſelbe verſtorben iſt, ſo kann das Patentamt nach 
ſeinem Ermeſſen die Zuſtellung als bewirkt anſehen oder zum Zweck der Zuſtellung 
an die Erben deren Ermittelung veranlaſſen. 


§. 8. . 
Auf Antrag des Inhabers wird das Zeichen jederzeit in der Rolle gelöfcht. 
Von Amtswegen erfolgt die Löſchung: 


1. wenn ſeit der Anmeldung des Zeichens oder ſeit ihrer Erneuerung zehn 
Jahre verfloſſen ſind; 

2. wenn die Eintragung des Zeichens hätte verſagt werden müſſen. 

Soll die Löſchung ohne Antrag des Inhabers erfolgen, ſo giebt das 
Patentamt dieſem zuvor Nachricht. Widerſpricht er innerhalb eines Monats nach 
der Zuftellung nicht, fo erfolgt die Löſchung. Widerſpricht er, fo faßt das 
Patentamt Beſchluß. Soll in Folge Ablaufs der zehnjährigen Friſt die Löſchung 
erfolgen, ſo iſt von derſelben abzuſehen, wenn der Inhaber des Zeichens bis zum 
Ablauf eines Monats nach der Zuſtellung unter Zahlung einer Gebühr von 
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ehn Mark neben der Erneuerungsgebühr die Erneuerung der Anmeldung nachholt; 
ie Erneuerung gilt dann als an dem Tage des Ablaufs der früheren Friſt 
geſchehen. 

* 9. 

Ein Dritter kann die Löſchung eines Waarenzeichens beantragen: 

1. wenn das Zeichen für ihn auf Grund einer früheren Anmeldung für 
dieſelben oder für gleichartige Waaren in der Zeichenrolle oder in den 
nach Maßgabe des Geſetzes über den Markenſchutz vom 30. November 
1874 geführten Zeichenregiſtern eingetragen ſteht / 

2. wenn der Geſchäftsbetrieb, zu welchem das Waarenzeichen gehört, von 
dem eingetragenen Inhaber nicht mehr fortgeſetzt wird; 

3. wenn Umſtände vorliegen, aus denen ſich ergiebt, daß der Inhalt des 
Waarenzeichens den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht und die 
Gefahr einer Täuſchung begründet. 

Hat ein nach dem Geſetze über Markenſchutz vom 30. November 1874 
von der Eintragung ausgeſchloſſenes Wagrenzeichen bis zum Erlaß des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes innerhalb betheiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen der Waaren 
eines beſtimmten Geſchäftsbetriebes gegolten, ſo kann der Inhaber des letzteren, 
falls das Zeichen nach Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes für einen Anderen 
in die Zeichenrolle eingetragen wird, bis zum 1. Oktober 1895 die Löſchung 
beantragen. Wird dem Antrage ſtattgegeben, ſo darf das Zeichen für den An⸗ 
tragſteller ſchon vor Ablauf der im §. 4 Abſatz 2 beſtimmten Friſt in die Zeichen⸗ 
rolle eingetragen werden. 

Der Antrag auf Löſchung iſt im Wege der Klage geltend zu machen und 

gegen den eingetragenen Inhaber oder, wenn dieſer geſtorben, gegen deſſen Erben 
u richten. 
f Hat vor oder nach Erhebung der Klage ein Uebergang des Waarenzeichens 
auf einen Anderen ſtattgefunden, ſo iſt die Entſcheidung in Anſehung der Sache 
auch gegen den Rechtsnachfolger wirkſam und vollſtrecktbar. Auf die Befugniß 
des Rechtsnachfolgers, in den Rechtsſtreit einzutreten, finden die Beſtimmungen 
der $$. 63 bis 66 und 73 der Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

In den Fällen des Abſatz 1 Nr. 2 kann der Antrag auf Löſchung zunächſt 
bei dem Patentamt angebracht werden. Das Patentamt giebt dem als Inhaber 
des Waarenzeichens Eingetragenen davon Nachricht. Widerſpricht derſelbe inner⸗ 
halb eines Monats nach der Zuftellung nicht, fo erfolgt die Löſchung. Wider⸗ 
ſpricht er, ſo wird dem Antragſteller anheimgegeben, den Anſpruch auf Löſchung 
im Wege der Klage zu verfolgen. 

| $. 10. 

Anmeldungen von Waarenzeichen, Anträge auf Uebertragung und Wider⸗ 
ſprüche gegen die Löſchung derſelben werden in dem für Patentangelegenheiten 
maßgebenden Verfahren durch Vorbeſcheid und Beſchluß erledigt. In den Fällen 
des $. 5 Abſatz 1 wird ein Vorbeſcheid nicht erlaſſen. 


u — 


Gegen den Beſchluß, durch welchen ein Antrag zurückgewieſen wird, kann 
der Antragſteller, und gegen den Beſchluß, durch welchen Widerſpruchs ungeachtet 
die Löſchung angeordnet wird, der Inhaber des Zeichens innerhalb eines Monats 
nach der Zuſtellung bei dem Patentamt Beſchwerde einlegen. 

Zustellungen, welche die Eintragung, die Uebertragung oder die Löſchung 
eines Waarenzeichens betreffen, erfolgen mittelſt eingeſchriebenen Briefes. Kann 
eine Zuftellung im Inlande nicht erfolgen, fo wird fie durch Aufgabe zur Poſt 
nach Maßgabe der $$. 161, 175 der Civilprozeßordnung bewirkt. 


ah 

Das Patentamt iſt verpflichtet, auf Erſuchen der Gerichte über Fragen, 
welche eingetragene Waarenzeichen betreffen, Gutachten abzugeben, ſofern in denn 
gerichtlichen Verfahren von einander abweichende Gutachten mehrerer Sach— 
verſtändigen vorliegen. 

8.12. 

Die Eintragung eines Waarenzeichens hat die Wirkung, daß dem Ein⸗ 
getragenen ausſchließlich das Recht zuſteht, Waaren der angemeldeten Art oder 
deren Verpackung oder Umhüllung mit dem Waarenzeichen zu verſehen, die ſo 
bezeichneten Waaren in Verkehr zu ſetzen, ſowie auf Ankündigungen, Preisliſten, 
ela, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen das Zeichen anzu: 
ringen. 

Im Falle der Löſchung können für die Zeit, in welcher ein Rechtsgrund 
für die Löſchung früher bereiks vorgelegen hat, Rechte aus der Eintragung nicht 
mehr geltend gemacht werden. 

8.13. 

Durch die Eintragung eines Waarenzeichens wird niemand gehindert, 
ſeinen Namen, ſeine Firma, ſeine Wohnung, ſowie Angaben über Art, Zeit und 
Ort der Herſtellung, über die Beſchaffenheit, über die Beſtimmung, über Preis-, 
Mengen- oder Gewichtsverhältniſſe von Waaren, ſei es auch in abgekürzter 
Geſtalt, auf Waaren, auf deren Verpackung oder Umhüllung anzubringen und 
derartige Angaben im Geſchäftsverkehr zu gebrauchen. 


$. 14. 

Wer wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit Waaren oder deren Ver⸗ 
packung oder Umhüllung, oder Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefe, 
Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen mit dem Namen oder der Firma 
eines Anderen oder mit einem nach Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützten Waaren⸗ 
zeichen widerrechtlich verſieht oder dergleichen widerrechtlich gekennzeichnete Waaren 
in Verkehr bringt oder feilhält, iſt dem Verletzten zur Entſchädigung verpflichtet. 

Hat er die Handlung wiſſentlich begangen, ſo wird er außerdem mit Geld⸗ 
ſtrafe von einhundertfünfzig bis fünftauſend Mark oder mit Gefängniß bis zu 
ſechs Monaten beſtraft. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die 
Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 
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$. 15. 


Wer zum Zweck der Täuſchung in Handel und Verkehr Waaren oder deren 
Verpackung oder Umhüllung, oder Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefe, 
Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen mit einer Ausſtattung, welche inner⸗ 
halb betheiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleichartiger Waaren eines Anderen 
gilt, ohne deſſen Genehmigung verſieht, oder wer zu dem gleichen Zweck derartig 
gekennzeichnete Waaren in Verkehr bringt oder feilhält, iſt dem Verletzten zur 
Entſchädigung verpflichtet und wird mit Geldſtrafe von einhundert bis dreitauſend 
Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft. Die Strafverfolgung 
tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 


$. 16. 


Mer Waaren oder deren Verpackung oder Umhüllung oder Ankündigungen, 
Preisliſten, Geſchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen fälſchlich 
mit einem Staatswappen oder mit dem Namen oder Wappen eines Ortes, eines 
Gemeinde- oder weiteren Kommunalverbandes zu dem Zweck verſieht, über De 
ſchaffenheit und Werth der Waaren einen Irrthum zu erregen, oder wer zu dem 
gleichen Zweck derartig bezeichnete Waaren in Verkehr bringt oder feilhält, wird 
mit Geldſtrafe von einhundertfünfzig bis fünftauſend Mark oder mit Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Die Verwendung von Namen, welche nach Handelsgebrauch zur Benennung 
gewiſſer Waaren dienen, ohne deren Herkunft bezeichnen zu ſollen, fällt unter dieſe 
Beſtimmung nicht. 

ST, 


Ausländiſche Waaren, welche mit einer deutſchen Firma und Ortsbezeichnung, 
oder mit einem in die Zeichenrolle eingetragenen Waarenzeichen widerrechtlich ver⸗ 
ſehen ſind, unterliegen bei ihrem Eingang nach Deutſchland zur Einfuhr oder 
Durchfuhr auf Antrag des Verletzten und gegen Sicherheitsleiſtung der Beſchlag⸗ 
nahme und Einziehung. Die Beſchlagnahme erfolgt durch die Zoll⸗ und Steuer⸗ 
behörden, die Feſtſetzung der Einziehung durch Strafbeſcheid der Verwaltungs⸗ 
behörden ($. 459 der Strafprozeßordnung). 


$. 18. 


Statt jeder aus dieſem Geſetze entfpringenden Entſchädigung kann auf 
Verlangen des Beſchädigten neben der Strafe auf eine an ihn zu erlegende Buße 
bis zum Betrage von zehntauſend Mark erkannt werden. Für dieſe Buße haften 
die zu derſelben Verurtheilten als Geſammtſchuldner. N 

Eine erkannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs aus. 

$. 19. 

Erfolgt eine Verurtheilung auf Grund der $$. 14 bis 16, 18, ſo iſt 

bezüglich der im Beſitz des Verurtheilten befindlichen Gegenſtände auf Beſeitigung 
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der widerrechtlichen Kennzeichnung, oder, wenn die Beſeitigung in anderer Weiſe 
nicht möglich iſt, auf Vernichtung der damit verſehenen Gegenſtände zu erkennen. 

Erfolgt die Verurtheilung im Strafverfahren, ſo iſt in den Fällen der §§. 14 
und 15 dem Verletzten die Befugniß zuzuſprechen, die Verurtheilung auf Koſten 
des Verurtheilten öffentlich bekannt zu machen. Die Art der Bekanntmachung 
ſowie die Friſt zu derſelben iſt in dem Urtheil zu beſtimmen. 


$. 20. 


Die Anwendung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes wird durch Abweichungen 
nicht ausgeſchloſſen, mit denen fremde Namen, Firmen, Zeichen, Wappen und 
ſonſtige Kennzeichnungen von Waaren wiedergegeben werden, ſofern ungeachtet 
dieſer Abweichungen die Gefahr einer Verwechſelung im Verkehr vorliegt. 


F. 21. 


In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Widerklage 
ein Anſpruch auf Grund dieſes Geſetzes geltend gemacht iſt, wird die Verhandlung 


und Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des F. 8 des Einführungsgeſetzes zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgericht zugewieſen. 


$. 22. 


Wenn deutſche Waaren im Auslande bei der Einfuhr oder Durchfuhr der 
Verpflichtung unterliegen, eine Bezeichnung zu tragen, welche ihre deutſche Herkunft 
erkennen läßt, oder wenn dieſelben bei der Zollabfertigung in Beziehung auf die 
Waarenbezeichnungen ungünſtiger als die Waaren anderer Länder behandelt werden, 
ſo iſt der Bundesrath ermächtigt, den fremden Waaren bei ihrem Eingang nach 
Deutſchland zur Einfuhr oder Durchfuhr eine entſprechende Auflage zu machen, 
und anzuordnen, daß für den Fall der Zuwiderhandlung die Beſchlagnahme und 
Einziehung der Waaren erfolge. Die Beſchlagnahme erfolgt durch die Zoll⸗ und 
Steuerbehörden, die Feſtſetzung der Einziehung durch Strafbeſcheid der Der 
waltungsbehörden (J. 459 der Strafprozeßordnung). 


6. 23. 


Wer im Inlande eine Niederlaſſung nicht beſitzt, hat auf den Schutz dieſes 
Geſetzes nur Anſpruch, wenn in dem Staate, in welchem ſeine Niederlaſſung ſich 
befindet, nach einer im Reichs-Geſetzblatt enthaltenen Bekanntmachung deutſche 
Waarenbezeichnungen in gleichem Umfange wie inländiſche Waarenbezeichnungen 
zum geſetzlichen Schutz zugelaſſen werden. 

Der Anſpruch auf Schutz eines Waarenzeichens und das durch die Eintragung 
begründete Recht können nur durch einen im Inlande beſtellten Vertreter geltend 
gemacht werden. Der letztere iſt zur Vertretung in dem nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes vor dem Patentamt ſtattfindenden Verfahren, ſowie in den das Zeichen 
betreffenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und zur Stellung von Strafanträgen 
befugt. Für die das Zeichen betreffenden Klagen gegen den eingetragenen Inhaber 
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iſt das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk der Vertreter ſeinen Wohnſitz hat, in 
deſſen Ermangelung das Gericht, in deſſen Bezirk das Patentamt ſeinen Sitz hat. 
Wer ein ausländiſches Waarenzeichen zur Anmeldung bringt, hat damit 
den Nachweis zu verbinden, daß er in dem Staate, in welchem ſeine Niederlaſſung 
ſich befindet, für dieſes Zeichen den Markenſchutz nachgeſucht und erhalten hat. 
Die Eintragung iſt, ſoweit nicht Staatsverträge ein Anderes beſtimmen, nur 
dann zuläſſig, wenn das Zeichen den Anforderungen dieſes Geſetzes entſpricht. 


§. 24. 

Auf die in Gemäßheit des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 1874 
in die Zeichenregiſter eingetragenen Waarenzeichen finden bis zum 1. Oktober 1898 
die Beſtimmungen jenes Geſetzes noch ferner Anwendung. Die Zeichen können bis 
zum 1. Oktober 1898 jederzeit zur Eintragung in die Zeichenrolle nach Maßgabe 
des gegenwärtigen Geſetzes angemeldet werden und unterliegen alsdann deſſen 
Beſtimmungen. Die Eintragung darf nicht verſagt werden hinſichtlich derjenigen 
Zeichen, welche auf Grund eines älteren landesgeſetzlichen Schutzes in die Zeichen⸗ 
regiſter eingetragen worden find. Die Eintragung geſchieht unentgeltlich und unter 
dem Zeitpunkte der erſten Anmeldung. Ueber den Inhalt der erſten Eintragung 
iſt ein Zeugniß der bisherigen Regiſterbehörde beizubringen. 

Mit der Eintragung in die Zeichenrolle oder, ſofern eine ſolche nicht erfolgt 
iſt, mit dem 1. Oktober 1898 erliſcht der den Waarenzeichen bis dahin ge⸗ 
währte Schutz. 

§. 25. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen über die 
Einrichtung und den Geſchäftsgang des Patentamts, ſowie über das Verfahren 
vor demſelben werden durch Kaiſerliche Verordnung unter Zuſtimmung des 
Bundesraths getroffen. 

$. 26. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1894 in Kraft. 

Von dem gleichen Zeitpunkte ab werden Anmeldungen von Waarenzeichen 
auf Grund des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 1874 nicht mehr 
angenommen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen. Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 12. Mai 1894. 


(I. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 


